Die amerikanische Befreiung des Staates von allen Pflichten – das Fanal zur Bürgerfront für die Selbstverwaltung
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Insbesondere die FDP weist uns mit ihrer Bürgergeldkonzeption den American way of life als den rechten Ausweg aus der Krise in eine befreite Zukunft. Das seit Jahrzehnten so manipulativ bewährte amerikanische Rezept der Befreiung der Menschen von all ihren Rechten und des Staates von all seinen Pflichten gegenüber dem Volk soll jetzt auch uns, die freiheitsliebenden Bürger Europas, endlich von all unseren sozialen und kulturellen Illusionen befreien. Im Gegenzug zu einem Bürgergeld in Höhe von 662 € für alleinstehende Arbeitslose, von dem alles Notwendige, auch die Kranken- und anderen Versicherungen  bezahlt werden sollen, will sich der Staat von all den lästigen Pflichten befreien, die ihm durch das einstmals durch Bismarck so leichtfertig erfundene soziale Netz aufgebürdet wurden. Doch nicht bedingungslos soll den Verlierern der Marktwirtschaft gegeben werden, sondern nur gegen den Nachweis, dass sie sich als Sklaven jeder, auch der gemeinsten und billigsten Ausbeutung widerspruchslos und mit Dankbarkeit im Herzen für die große Freiheit unterwerfen. Arbeit soll sich wieder lohnen – für die Welteliten. 

Das sterbende Markt- und Geldsystem, die größte freiheitliche Errungenschaft der letzten Jahrtausende, gilt es mithin zu retten, indem die versiegenden Pfründe der Welteliten gerettet werden sollen. Dass dabei die Freiheit vieler Menschen, würdevoll zu leben und zu arbeiten, geopfert werden muss, ist angesichts dieser hehren Mission für unsere großen Staatslenker nur am Rande erwähnenswert. Denn die Staatskasse kann nur eines: entweder rettet sie durch Konjunkturpakete die Geldquellen der Welteliten oder sie schafft in der Selbstverwaltung massenhaft alternative, nicht gewinnfähige und doch gut bezahlte Kulturarbeitsplätze zur Rettung der vielen für die Industriegesellschaft überflüssigen Menschen. Doch die dafür notwendige Gemeindefinanzreform, die nur durch die Vergesellschaftung der großen Vermögen finanzierbar wäre, würde natürlich die Freiheit der Eliten, unbeschränkt zu konsumieren und dafür die Welt zu kommandieren und auszubeuten, beschränken. Eine solche Freiheitsberaubung aber ist der Marktwirtschaft nicht zuzumuten.   

Entsprechend dem großen Vorbild von Übersee soll sich deshalb auch in Deutschland in Zukunft die Bürgerwelt nicht mehr um das Rathaus und schon gar nicht mehr um die Sozialämter oder ARGEN drehen, sondern nur noch um das Finanzamt. Das Finanzamt ist nämlich die Stelle, an der sich die freien Bürger zu melden haben, wenn sie eine Arbeitserlaubnis brauchen, um sich ihre Brötchen zu verdienen. Denn Vater Staat wacht mit den Argusaugen des Finanzamts darüber, dass von jedem Brötchen des Bürgers der nötige Freiheitsanteil in den Magen des Staates wandert, denn schließlich muss die Freiheit des Profitmachens nicht nur national, sondern auch global nicht nur mit Hilfe der schwer arbeitenden Politik, Bürokratie, Justiz und Polizei, sondern auch mit einer schlagkräftigen und hochmodern aufgerüsteten Berufsarmee verteidigt werden. 
Und eine neue Aufgabe ist dem Staat erwachsen, seitdem die Arbeitslosigkeit infolge der Automatisierung in allen Branchen grassiert und deshalb nun auch den Großbanken und Großunternehmen die Kunden in Scharen wegbrechen: die „Leistungsträger“ der Marktwirtschaft, die „Leuchttürme der Zukunft“ brauchen Gelder, ja Abermilliarden von Staatsgeldern, um die Produktion von Gütern aufrecht zu erhalten, die kein Mensch mehr kaufen kann, selbst wenn er wollte.   

Auch die neue Koalition versteht die Businesswelt nicht mehr, seitdem sie täglich neu erleben darf, dass auch Weltfirmen und Welteliten darauf angewiesen sind, Kunden, viele nicht nur kaufwillige, sondern vor allem auch zahlungsfähige Kunden zu haben. Doch wer seine potentielle Kundschaft entmündigt, entrechtet und um ihre Einahmen bringt, sollte sich nicht wundern, wenn nicht nur einzelne Nobelfirmen, sondern mit dem Binnenmarkt auch gleich die ganze schöne Marktwirtschaft wie ein Kartenhaus zusammenfällt. 
Die Fronten klären sich jetzt deutlich, so dass der Kampf der in die Verelendung absinkenden Menschen gegen die elitäre Diktatur des Geldsystems eröffnet ist. Denn nur mit der Sicherung einer kostenlos angebotenen Daseinsvorsorge in regionalen Selbstverwaltungen, erbracht durch gemeinnützige, nicht mehr von Gewinnstreben motivierter Arbeit können die mündigen Bürger nicht nur die kulturellen Errungenschaften der Demokratie und des Humanismus retten, sondern auch ihr Überleben in Freiheit und Fortschritt.
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